
 
 
 
 

Resolution des Landesintegrationsrates zu den 
rechtsextremen terroristischen Morden und Anschlägen 

 
Die Enthüllungen über rechtsextremistische Gewalttaten und Morde haben uns tief erschüt-
tert und gleichzeitig empört. Diese Verbrechen an Menschen mit Migrationshintergrund als 
„Dönermorde“ zu bezeichnen, halten wir für eine Verhöhnung der Opfer und ihrer Hinterblie-
benen und zugleich als Diskriminierung von Menschen aufgrund ihrer ethnischen Zugehörig-
keit. 
 
Wir fordern den Bundespräsidenten auf, dass dieser Menschen in Form eines offiziellen 
Staatstrauertages gedacht wird. 
 
Politisch Verantwortliche wie auch große Teile der Öffentlichkeit müssen endlich zur Kenn-
tnis nehmen, dass rassistisch motivierte Gewalt und rechtsextreme Anschläge in Zusam-
menhang mit den öffentlichen Debatten über Zuwanderung und Asylpolitik stehen. Rechte 
Straftäter können sich sehr schnell als Vollstrecker des „Volkswillens“ legitimiert fühlen. Ent-
sprechende Stellungnahmen prominenter Politiker bestärken sie in ihrem Tun. 
 
Erklärungsmuster und Theorien von „ethnischer Andersartigkeit“, von „Kulturkampf“, „Belas-
tungsgrenzen“ und von Bedrohungen im Kontext von Zuwanderung sind heute  beinahe 
selbstverständlich in der öffentlichen Auseinandersetzung.  
 
Daher stellt sich bei der Erforschung von Ursachen rassistisch motivierter Gewalttaten die 
Frage nach dem Kausalzusammenhang zwischen rechtsextremer Propaganda und öffentli-
chen Diskursen mitten in der Gesellschaft. 
 
Rechtsextremismus wird leider nach wie vor auf die „ewig Gestrigen“ oder die „gewaltberei-
ten Jugendlichen“, auf „Skinheads“ oder Parteien wie die NPD reduziert. In den letzten Mo-
naten und Jahren wurde immer wieder vor der Gefahr des Terrorismus gewarnt. Antiterror-
gesetze sind verabschiedet worden. Von Rechtsterrorismus jedoch war nie die Rede. 
 
Eine ernst gemeinte Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus und Rassismus muss je-
doch die Zusammenhänge von populistischen, öffentlichen Diskussionen und den Gewalt-
verbrechen hinterfragen und aufdecken. 
 
Aktives Vorgehen ist unabdingbar! 
 
In dieser Situation müssen auch die Integrationsräte und Integrationsausschüsse vor Ort 
aktiv werden: 
 
In den Kommunen müssen alle relevanten Akteure offensiv den Kampagnen der extremen 
Rechten entgegentreten.  
Zur vorbeugenden Unterbindung rechtsextremer Ideologien müssen Aufklärung und päda-
gogische Maßnahmen dort eingesetzt werden, wo Kampagnen von Rechtsaußen Wirkung zu 
entfalten versuchen.  



 
 
 
Hier ist die Kooperation zwischen öffentlichen und kommunalen Einrichtungen mit Migrati-
onsdiensten, Volkshochschulen, Kirchengemeinden, Moscheegemeinden, Gewerkschaften, 
Schulen, Jugendzentren, interkulturellen Begegnungsorten, Vereinen, antirassistisch orien-
tierten Initiativen und Migrantenselbstorganisationen von größter Bedeutung. 
 
Integrationspolitische Fragen und Probleme müssen unter demokratischen Vorzeichen offen 
mit dem Ziel erörtert werden, zu Lösungen für ein respektvolles interkulturelles Miteinander 
zu kommen. Denn eine Einflussmöglichkeit erhält die extreme Rechte dort, wo sie politischen 
Freiraum besetzen kann.  
 
Bei der Auseinandersetzung mit integrationspolitischen Fragen ist das interkulturelle Klima in 
einer Kommune von entscheidender Bedeutung. Eine wirksame Auseinandersetzung mit 
rechtspopulistischer Instrumentalisierung interkultureller Konfliktthemen beinhaltet auch 
konstruktive Kritik an integrationspolitischen Fehlentwicklungen und Versäumnissen unter 
aktiver Einbeziehung von Interessensgruppen von Zugewanderten. Dringend erforderlich ist 
konsequente Aufklärung und mehr politische Bildung. Insbesondere muss jungen Menschen 
klargemacht  werden, dass Migranten die gleichen Rechte haben, nicht schlechtere und erst 
recht nicht Menschen niederen Ranges sind. 
 
Auf Bundes- und Landesebene müssen über die organisatorische Struktur und die inhaltliche 
Ausrichtung extrem rechter Gruppierungen aktuelle Informationen gesammelt und aufbereitet 
werden. 
 
Bund und Länder müssen mehr Ressourcen für verstärkte Präventionsarbeit vor Ort zur Ver-
fügung stellen.  
 
Wir fordern die Abschaffung der von Bundesfamilienministerin Schröder so genannten „De-
mokratieklausel“, die von allen Trägern von Maßnahmen gegen Rechts eine ausdrückliche 
Erklärung fordert, dass diese sich zur freiheitlich demokratischen Grundordnung bekennen. 
Denn dies stellt einen ungerechtfertigten Generalverdacht für alle Initiativen der Art dar, dass 
diese sich nicht auf dem Boden des Grundgesetzes bewegen. 
 
Wir sind sehr besorgt über die Aktivitäten, Organisationen und Strukturen rechtsextremisti-
scher Gruppen in NRW und fordern von der Landesregierung regelmäßige Berichte über die 
rassistisch motivierten Aktionen und Angriffe.  
 
 


